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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Arbeitsmarkt

Die vom Bundesrat geplante Offensive gegen die Schwarzarbeit wurde in der
Vernehmlassung mehrheitlich begrisst, insbesondere von der Linken und den
Gewerkschaften. Die burgerlichen Parteien sowie Arbeitgeberkreise bedauerten, dass
die Ursachen der Schattenwirtschaft zu wenig bertcksichtigt wurden; diese lagen bei zu
hohen Steuern und schwerfalligen administrativen Ablaufen. Gegen schérfere
Sanktionen hatten die Parteien nichts einzuwenden. Umstritten war hingegen der
Vorschlag, fehlbare Arbeitgeber bis zu funf Jahren von o&ffentlichen Auftragen
auszuschliessen. Die SVP und der Arbeitgeberverband bezeichneten dies als
unverhaltnisméassig. Demgegentber fand der Baumeisterverband, die Massnahme sei
noétig, um einen fairen Wettbewerb zu garantieren. Linke und Gewerkschaften
forderten noch héhere Bussen. Im burgerlichen Lager rief die Einflhrung tripartiter
Kommissionen Skepsis hervor. FDP und CVP waren der Ansicht, die Uberwachung der
Branchen ohne Gesamtarbeitsvertrag sollte allein den Kantonen obliegen. Die Idee, die
Deklaration der Arbeit von Haushalthilfen zu vereinfachen, stiess allgemein auf positives
Echo, doch wollten die Burgerlichen ,Bagatellfalle®™ wie das Babysitting davon
ausnehmen. '

Gegen einen rechtsblrgerlichen Antrag gab der Nationalrat ganz knapp mit 87 zu 86
Stimmen einer parlamentarischen Initiative Dormann, Rosmarie (cvp/pdc, LU) NR/CN
Folge, die eine Regelung der Arbeit auf Abruf verlangt. Die Initiantin machte geltend,
laut der Arbeitskrafteerhebung SAKE arbeiteten rund 160'000 Personen (5% aller
Erwerbstatigen) in dieser prekdren Form. 66% seien Frauen, 60% verfligten Gber kein
garantiertes Minimum an Arbeitsstunden. Es gehe ihr nicht darum, die Arbeit auf Abruf,
die fur einen Teil der Frauen auch positive Aspekte habe, zu verhindern, doch es
mussten gesetzliche Leitplanken geschaffen werden, um Missbrauche von Seiten der
Arbeitgeber zu verhindern. Insbesondere fordert die Initiative die Einflhrung einer
Abrufverpflichtung, einer Ankindigungsfrist und eines vereinbarten Mindestpensums.
Gegen die Annahme der Initiative votierten die geschlossenen Fraktionen von SVP und
LP sowie eine grosse Mehrheit der FDP. 2

Der Nationalrat hatte 2003 mit knappem Mehr einer von der Linken und der CVP
unterstitzten parlamentarischen Initiative Dormann Folge gegeben, welche eine
spezielle gesetzliche Regelung der Arbeit auf Abruf und dabei insbesondere einen
ausgebauten Schutz flr die Beschéftigten verlangte. Die WAK-NR beantragte nun,
dieses Ziel sei nicht weiter zu verfolgen und der Vorstoss abzuschreiben. Ein enges
gesetzliches Korsett mit Vorschriften Gber Minimalbeschaftigung, Entschadigung fur die
Zeit, wahrend der sich die Angestellten flr eine Arbeit auf Abruf bereit zu halten haben,
frhe Ankindigung von Aufgeboten etc. wirde diese Beschéaftigungsform fir die
Unternehmer derart unattraktiv machen, dass im Endeffekt Arbeitsplatze verloren
gehen und die auf diese Weise Beschaftigten zu Arbeitslosen wirden. Die CVP-
Vertreterin Meier-Schatz (SG) wehrte sich vergeblich fur die Initiative. Da diesmal nicht
nur die SVP, die FDP und die LP, sondern auch fast die Halfte der CVP-Fraktion die
Initiative ablehnten, wurde sie mit 101 zu 79 Stimmen abgeschrieben. *

1) Presse vom 20.1. und 26.4.01. Das Seco schatzte, dass 2001 rund 37,5 Mia Fr. mit Schwarzarbeit erwirtschaftet wurden; das
sind gut 9% des BIP (WoZ, 16.8.01).6

2) ABNR, 2003, S. 1460 ff.; Siehe auch TG, 5.7.03

3) AB NR, 2005, S. 444 ff.
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